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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes

Beteiligung der Verbände nach §47 (3) GGO

WA I 2 (B) – 21100/12

für die Übersendung des o.a. Entwurfs  dürfen wir uns sehr herzlich bedanken und im Folgenden nehmen wir zu dem Entwurf des Artikelgesetzes Stellung. 

Der  Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - B U N D - begrüßt die Vorlage eines Artikelgesetz ausdrücklich, da wir es als wichtige Aufgabe des Bundes ansehen, mit diesem Gesetz deutlich zu machen, dass – wie vom Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung vom August 2002 angekündigt - der Bund seiner Verantwortung für einen vorbeugenden Hochwasserschutz nachkommt. 

Mit dem vorliegenden Artikelgesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes greift die Bundesregierung eine Reihe von Elementen auf, die von den Umweltverbänden seit Jahren gefordert werden, wie den naturnahen Hochwasserschutz, Nutzungsbeschränkungen für Landwirtschaft und ein Bebauungsverbot in Überschwemmungsgebieten. 

Die Flutereignisse von 2002 an der Elbe zeigten deutlich, dass die Hochwassergefahr bisher insgesamt deutlich unterschätzt wurde. Die Ereignisse weisen darauf hin, dass eine Wende und Wiedergutmachung in der Politik des Ausbaus der Flüsse und einer nicht verträglichen Nutzung und Bebauung der Auen dringend nötig ist. Wir begrüßen ausdrücklich die Intention des Artikelgesetzes, bessere Voraussetzungen zum Schutz natürlicher Rückhalteräume und zum ökologischen Hochwasserschutz insgesamt zu schaffen. 

Dazu ist jedoch eine klare Orientierung auf die Sicherung und Wiederherstellung aller möglichen Flächen in den potentiellen Überschwemmungsgebieten nötig. Das ist jedoch bisher, trotz z.T. guter gesetzlicher Möglichkeiten meist nicht der Fall. Damit ein ökologisch vertretbarer und ökonomisch vernünftiger Hochwasserschutz gewährleistet ist, sind weiter reichende Regelungen nötig, die insbesondere die Sicherung aller noch verfügbaren Flächen für eine natürliche Retention gewährleisten.

Die Forderung muss also lauten, grundsätzliche Sicherung aller HQ 100-Flächen außerhalb der geschlossenen Bebauung für die natürliche Retention.
Die Novellierung des WHG 1996 unter dem Eindruck der großen Rheinhochwasserereignisse, die den Schutz und die Rückgewinnung von natürlichen Retentionsflächen ausdrücklich forderte, hat jedoch gezeigt, dass das Gewicht des gesetzlichen Rahmens noch größer werden muss und eine klare Absicherung des Vorrangs für den Hochwasser- und Auenschutz nötig ist. Die Partikularinteressen vor Ort, insbesondere die auf bauliche Entwicklung gerichteten, konnten sich trotz des WHG von 1996 weitgehend ungehindert durchsetzen. Weiterhin wurden Flächennutzungspläne mit Baugebieten und anderen vor Hochwasser zu schützenden Einrichtungen aufgestellt und genehmigt. Hier ist eine generelle Überprüfung dringend nötig, sonst ist bis zum Abschluss der rechtlichen Ausweisung der Überschwemmungsgebiete wieder viel Substanz verloren. Die Sicherung und Rückgewinnung natürlicher Retentionsflächen droht auch beim Artikelgesetz wiederum ausgehöhlt zu werden. Die Flächen, die bei HQ 100 überschwemmt werden oder würden stellen nur den Rahmen für die rechtliche Ausweisung (mit Anhörung der kommunalen Bedenkenträger) dar. Da in diesem Rahmen auch außerhalb von geschlossenen Siedlungen Bebauung und Verkehrsinfrastruktur ist, für die ein Schutzinteresse besteht, ist zu befürchten, dass von den HQ 100-Flächen nur ein relativ geringer Teil rechtlich als Überschwemmungsgebiet ausgewiesen wird und damit der natürlichen Retention zur Verfügung steht. Die Deiche, die als Schutz vor HQ 100 errichtet werden ermöglichen rechtlich, dahinter zu bauen. Die Ausweisung der Überschwemmungsgebiete wird deshalb in vielen Gebieten als Ergebnis eine deutliche Reduktion der HQ 100-Flächen haben. Um einen möglichst großen Anteil der HQ 100-Flächen für die natürliche Retention zu sichern, gilt es, die HQ 100-Flächen außerhalb geschlossener Bebauung grundsätzlich zu sichern und als Überschwemmungsgebiete auszuweisen. Ein sofortiges prinzipielles Bebauungsverbot im HQ 100-Bereich unabhängig vom Deichverlauf außerhalb der geschlossenen Bebauung würde nicht nur Flächen vor dem Termin der rechtlichen Ausweisung sichern, sondern auch den Druck wegnehmen, der Deichlinienplanung wegen geplanter Bau- und Infrastrukturprojekte zum Fluss drängt oder sie dort belässt.

Für die Sicherung und Rückgewinnung bedeutsamer Flächen im Bereich des HQ 100 ist ein klarer Vorrang des Hochwasser- und Auenschutzes in der Raumordnung, Infrastruktur- und Verkehrsplanung nötig. Dieser Vorrang etwa auch vor Haus- und Wohneigentum ist nötig, damit die nötigen großangelegten Lösungen im natürlichen Hochwasserschutz ermöglicht werden. Für diese Lösungen ist außerhalb der geschlossenen Siedlungen die Möglichkeit des Rückbaus und der Verlegung von Bebauung und Verkehrsinfrastruktur zu prüfen.

Angesichts der Tatsache, dass bei weitem die meisten Finanzmittel für Lösungen des technischen Hochwasserschutzes ausgegeben werden, fordern wir auch diesbezüglich eine Trendwende. Die Basis des Hochwasserschutzes sollte in Übereinstimmung mit den europäischen Empfehlungen und den Zielen der europäischen Wasserrahmenrichtlinie, auch für die „vom Wasser abhängigen Landökosysteme“, d.h. Auen und Feuchtgebiete, der natürliche Rückhalt in den Auen, Feuchtgebieten und Fließgewässern sein, wie bereits in der Regierungserklärung von Bundeskanzler Gerhard Schröder im August 2002 im Deutschen Bundestag dezidiert vorgetragen wurde.

Vor der Umsetzung technischer Lösungen sind die Möglichkeiten natürlichen Rückhaltes zu prüfen. Ist ein natürlicher Rückhalt möglich, ist diesem der Vorzug vor technischen Lösungen zu geben.

Für die Bundeswasserstrassen ist nicht nur die bloße Hochwasserneutralität von Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen von Bedeutung, es ist auch zu fordern, dass dadurch die Auen in ihrer ökologischen Qualität und Artenvielfalt (als Element des ökologischen Hochwasserschutzes) nicht gefährdet werden dürfen. Das ist auch aus der Wasserrahmenrichtlinie und dem Naturschutzgesetz abzuleiten.

Weitergehend ist in ein zukunftsweisendes Artikelgesetz für Hochwasserschutz auch im Zusammenhang mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie der bisherige Ausbau auf seine Folgen für die natürliche Retention zu prüfen. Laufverkürzung, Begradigung, Aufstau und vor allem Abtrennung von Retentionsflächen haben die Hochwassergefahr so verstärkt, dass die durch Maßnahmen andernorts meist kaum mehr in diesem Umfang ausgleichbar sind. Deshalb sind die bisherigen Ausbau-Maßnahmen an den Bundeswasserstrassen auf den Prüfstand zu stellen. Die Mittel und das große Personalreservoir der Bundeswasserstrassenverwaltung ist in Zukunft verstärkt für die Prüfung der Möglichkeit des Rückbaus oder Teil-Rückbaus von hochwasserrelevanten Eingriffen zu verwenden (Rückbau von Verbauungen, Absenken von Stauzielen, Anschluss von Auen und Altwässern).

Auch außerhalb der Bundeswasserstraßen sind bisherige Verbauungen und Auenabtrennungen auf den Prüfstand zu stellen. Das Artikelgesetz, das zum Auenschutz beitragen soll, verpflichtet in der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie der EU die Länder zur Überprüfung bisheriger Verbauungen und Abtrennungen von Überschwemmungsgebieten.

Neben dem Hochwasserschutz an Flüssen und Auen ist für einen ganzheitlichen ökologischen  Hochwasserschutz der Hochwasserschutz in der Fläche von zentraler Bedeutung. Die Sicherung und Wiederherstellung von Mooren und Feuchtgebieten, der Stopp der zunehmenden Versiegelung und die Umkehrung dieses Trends, die an Regenrückhalt und Erosionsvermeidung orientierte Bewirtschaftung landwirtschaftlicher und forstlich genutzter Flächen, insbesondere in Hanglagen, naturnahe Wälder und Wiesen, sind unverzichtbare Elemente eines ganzheitlichen ökologischen Hochwasserschutzes. Besonders im Bereich der Berge ist eine naturnahe Waldbewirtschaftung von Bedeutung. Durch ergänzende Gesetzesvorschriften ist sicherzustellen, dass der aus den Auen zurückverlegte Ackerbau nicht in anderen sensiblen Gebieten, insbesondere an den Talhängen zu einem verstärkten Umbruch der Wiesen führt.

Konkrete Änderungsvorschläge für die verschiedenen Gesetze mit erweiterten Ausführungen zum Bundeswasserstrassengesetz:

Wasserhaushaltsgesetz:

§ 31b (2):

Von zentraler Bedeutung ist der Vorrang des natürlichen Rückhalts. Daher ist in § 31b (2) als 2. Satz einzufügen: 

Grundlage des Hochwasserschutzes ist der natürliche Rückhalt in der Fläche, im Fluss und in den Überschwemmungsgebieten. Vor der Planung technischer Lösungen sind die Möglichkeiten natürlichen Rückhaltes umfassend und gemäß den Zielsetzungen der Wasserrahmenrichtlinie zu prüfen. Ist ein natürlicher Rückhalt möglich, ist diesem in jedem Fall der Vorzug vor technischen Lösungen zu geben.

§ 31 (2) ist strenger zu fassen, weil ohne restriktive Bestimmungen viele Kommunen nur einen geringen Teil des Rückhalteraumes nach HQ 100 als Überschwemmungsgebiete (und damit nicht Bauland) akzeptieren würden:

„Durch Landesrecht werden spätestens bis zum (…) als Überschwemmungsgebiete alle Gebiete außerhalb geschlossener Bebauung festgesetzt, in denen ein Hochwasserereignis ohne Deich statistisch  mindestens einmal in hundert Jahren zu erwarten wäre (Bemessungshochwasser). Bis zur rechtlichen Ausweisung gilt für die entsprechenden Vorschriften nach dem Prinzip der Sicherung und Vorsorge die wasserwirtschaftliche Bemessung als Grundlage der sofortigen Umsetzung der Einschränkung neuer Bauleitpläne.“

Für den Fall der erheblich eingetieften oder stark ausgebauten Gewässer ist auch im Zusammenhang mit den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie eine Ergänzung von (2) oder ein neuer Absatz nötig:

„Für den natürlichen Hochwasser-Rückhalt in bereits erheblich veränderten Gewässern, die einen größeren Teil ihres Ausuferungsvermögens verloren haben, ist bei der Festsetzung des Überschwemmungsgebietes von einer potentiellen Überflutungsfläche auszugehen, die das Gewässer im naturnahen Zustand bei einem hundertjährigen Hochwasserereignis ohne Deich haben würde.“

Die Aufzählung nach § 31b (2) ist zu ergänzen durch: 

2. der Anpassung der Nutzungen an die natürlichen Funktion der Aue,

3. der Freihaltung von Bebauung, 

der bisherige Punkt 3. „zum Erhalt oder zur Rückgewinnung natürlicher Rückhalteflächen“ zu erweitern um „insbesondere durch Deichrückverlegung“.

§ 31b (4):

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - B U N D – begrüßt die Festlegung, dass in Überschwemmungs​gebieten keine Baugebiete ausgewiesen werden dürfen. Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass bereits  die Vorschriften des alten WHG dem genügt hatten, aber in der Praxis häufig ausgehöhlt wurden und nach (2) deshalb ein sofortiger Stopp der Ausweisung neuer Baugebiete nötig ist. 

Ergänzung zu (4):

„Bereits vor der rechtlichen Ausweisung der Überschwemmungsgebiete gelten die o.a. Vorschriften zur Vorsorge für die wasserwirtschaftlich ermittelten Überschwemmungsgebiete, die außerhalb geschlossener Bebauung liegen und ohne Deich einmal in 100 Jahren überschwemmt würden.“

§ 31c (1)

Es wird vorgeschlagen, einen Satz einzufügen:

 „Auch in den Überschwemmungsgefährdeten Gebieten ist der Rückhalt des Wassers in der Fläche von besonderer Bedeutung. Insbesondere sind auch hier größere Flächen zu bezeichnen, die für den Notfall einer Überflutung freigehalten werden sollen.“
Baugesetzbuch:
Ergänzung des § 1a BauGB

Absatz (2) ist durch einen neuen Satz 3 zu ergänzen: 

„Die Vermeidung von Bebauung in Gebieten außerhalb geschlossener Bebauung, die ohne Deiche bei einem hundertjährigen Hochwasserereignis überschwemmt würden.“

Im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens zum Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau) fordert der BUND die Neu-Aufnahme einer Regelung, nach der Umnutzungen in Überschwemmungsgebieten grundsätzlich unzulässig sein sollten. Der BUND schlägt hierzu die Einfügung (Einfügen als Abs. 4 in § 1a BauGB  bzw. einfügen als § 1a Abs.2 Satz 3 EAG Bau) folgenden Grundsatzes vor:

„Umnutzungen in Überschwemmungsgebieten, soweit dadurch der Hochwasserabfluss oder der Hochwasserrückhalt beeinträchtigt werden könnte, sind unzulässig.“

Der nach § 5 Abs. 4 eingefügte Absatz 4a bedarf einer weiterführenden Bestimmung hinsichtlich des vorbeugenden Hochwasserschutzes:  

„(4a) Festgesetzte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 31b Abs. 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sind nachrichtlich zu übernehmen.

Das Einzugsgebiet eines oberirdischen Gewässers ist von den Hochwasserschutzzielen entgegenstehenden Nutzungen freizuhalten. Dem vorbeugenden Hochwasserschutz widersprechende Darstellungen und Festsetzungen im Flächennutzungsplan sind zugunsten der vorrangigen Sicherung der Überschwemmungsgebiete als natürliche Rückhalteräume zurückzunehmen. 

Noch nicht festgesetzte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 31b Abs. 5 Satz 1 sowie überschwemmungsgefährdete Gebiete im Sinne des § 31c des Wasserhaushaltsgesetzes sind im Flächennutzungsplan zu vermerken. Sie sind insbesondere bei kleineren Einzugsgebieten mittels geeigneter Niederschlagsabflusssimulationsverfahren zu ermitteln.“

§ 6 ist durch einen neuen Satz 7 zu ergänzen: 

„Bauleitpläne, die nach dem 12.11. 1996 für Flächen, die bei einem hundertjährigen Hochwasser ohne Deich außerhalb der geschlossenen Bebauung überschwemmt würden, die zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht im Zustand eines rechtsgültigen Bebauungsplanes sind, sind im Sinne des Hochwasserschutzes und des Schutzes von natürlichen Retentionsflächen im Sinne des WHG zu überprüfen. Diesen Bestimmungen entgegenstehende Flächennutzungspläne sind gegebenenfalls zurückzunehmen.“

Fassung des nach § 9 Abs. 6 einzufügenden Absatz 6a:

„Festgesetzte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 31b Abs. 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sind nachrichtlich zu übernehmen. Dem vorbeugenden Hochwasserschutz widersprechende Darstellungen und Festsetzungen im Bebauungsplan sind zurückzunehmen, sofern die Nutzungen noch nicht vorhanden sind.  Für vorhandene bauliche Nutzungen und Festsetzungen ist die Hochwassergefährdung darzustellen.

Raumordnungsgesetz:

§ 2 des Raumordnungsgesetzes: In Absatz 2 Nr. 8 Satz 7 werden am Ende folgende Wörter eingefügt:

„ insbesondere durch die Rückverlegung von Deichen. Die natürliche Gewässerentwicklung hat Vorrang vor technischen Maßnahmen des Hochwasserschutzes.“

Absatz (2), Satz 8 ist zu ergänzen: „Die Flächen außerhalb geschlossener Bebauung, die bei einem hundertjährigen Hochwasser ohne Deich überschwemmt würden (Überschwemmungsgebiete), sind von Bebauung freizuhalten.“

die Änderung des § 7 des Raumordnungsgesetzes 

1. Dem Absatz 2 Nr. 2 wird folgender Buchstabe d angefügt:

„d) Freiräume für oberirdische Gewässer und ihre Überschwemmungsgebiete zur Gewährleistung des vorbeugenden Hochwasserschutzes,“

Bundeswasserstraßengesetz:

Die vorgeschlagenen Änderungen des Bundeswasserstraßengesetzes sind notwendig, aber für eine wirkliche Verbesserung der Hochwasserschutzlage insgesamt nicht ausreichend. 

Die Forderung nach Hochwasserneutralität bei Wasserstraßen genügt nicht - die Senkung der Hochwasserstände ist erforderlich! 
Der Entwurf des Artikelgesetzes verlangt die Hochwasserneutralität von Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen an Bundeswasserstraßen. Das ist entschieden zu wenig für einen umfassenden Hochwasserschutz und auch für Ziele der Wasserrahmenrichtlinie der EU und damit nicht zukunftsfähig!

Auch das Bundesverkehrsministerium muss beim Hochwasserschutz in die Pflicht genommen werden! 

Es bedarf eines Paradigmenwechsels: Nicht die Beschleunigung des Wasserabflusses, sondern die „Entschleunigung“ bei gleichzeitiger Erweiterung der Retentionsräume ist erforderlich! 

Angesichts der Tatsache, dass gerade der Wasserstraßenausbau in der Vergangenheit zur Begradigung und Laufverkürzung der Flüsse ( z. B. allein 60 km Verkürzung der Flusslänge an der deutschen Elbe, 55 km Verkürzung an der tschechischen Elbe, etc. ) und damit auch zur Einengung von Überflutungsräumen und zur Verschärfung von Hochwasserrisiken geführt hat, müssen die Maßnahmen für einen ökologischen Hochwasserschutz deutlich verschärft werden.

 Die Schlagworte lauten:

Rückbau statt Ausbau, d.h. Flussläufe "entgradigen", zumindest die Altarme wieder an den Hauptstrom anschließen, um das Hochwasser frühzeitig in die Auen zu lenken. Dies ist nicht nur für die Hochwasservorsorge, sondern auch für die Dürrevorsorge notwendig. Auen wirken als Wasserspeicher und damit ausgleichend für den Landschaftswasserhaushalt - doppelter Nutzen!   

Keine weiteren Eintiefungen der Flusssohlen! Kein weiterer Wasserspiegelverfall, da dadurch Auen langfristig für den Hochwasserschutz verloren gehen. Stattdessen muss die Tiefenerosion naturverträglich bekämpft, und - soweit möglich - wieder rückgängig gemacht werden.

Die Ufer, vor allem an Innenkurven, sind zu entsiegeln, statt sie durch Versteinung und / oder Verbauung zu glätten. Das Zulassen natürlicher Dynamik und natürliche Strukturen führt zu einer Aufrauung. Raue Strukturen wirken als Bremsen.   

Das Ziel muss die Entschleunigung des Wasserabflusses und vor allem die Senkung der Hochwasserstände sein. Mit purer Hochwasserneutralität gibt es keine Entwarnung! 
§ 12 Absatz (7) Erweiterungsvorschlag: 

„Ausbau oder Neubaumaßnahmen werden so durchgeführt, dass negative Auswirkungen auf den Hochwasserschutz und die Erhaltung, Rückgewinnung und Renaturierung von Auen und Überschwemmungsgebieten vermieden werden.“ 

Wichtig ist dabei, dass der Hochwasserschutz nicht nur weitere Verschlechterung verhindern soll, sondern der Ausbau die Möglichkeiten der natürlichen Retention und die ökologische Vielfalt in den Auen auch z.B. durch Veränderungen der Grundwasserstände nicht verhindern oder beeinträchtigen sollte.

Einfügen eines neuen Artikels „12a Allgemeine Vorschriften über Rückbau“
In diesem Artikel wären unter dem Aspekt des Hochwasserschutzes und des natürlichen Rückhaltes auch die Anforderungen der WRRL für den „guten ökologischen Zustand“ oder zumindest das „gute ökologische Potential“ zu fassen.

(1) „Bisherige Ausbaumaßnahmen an und in Bundeswasserstrassen sind auf ihre Auswirkungen auf den Hochwasserschutz und den natürlichen Rückhalt zu untersuchen. Dabei ist sowohl der Ausbau im Fluss und im Flussverlauf und an den Ufern, als auch die Auswirkung auf das ehemalige Retentionsgebiet (Abtrennung) insbesondere dahingehend zu betrachten, ob dieser Ausbaugrad für den Nutzungszweck erforderlich ist.“

(2)  „Aus diesen Untersuchungen sind Pläne zu erstellen, wie unter Beachtung des Nutzungszwecks Schifffahrt ( falls diese an diesen Strecken weiterhin als nötig und ökonomisch sinnvoll erachtet werden kann ) die natürliche Retention in den Flüssen verbessert werden kann und ehemalige Überschwemmungsgebiete wieder zurückgewonnen werden können.“

 
mit freundlichen Grüßen 
 
Sebastian Schönauer
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